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Vorblatt 


Gesetz zur Förderung sozialer Hilfsdienste 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Der große Mangel an Pflege-, Betreuungs- und Erziehungs- 
personal in Krankenhäusern und Einrichtungen der Wohl- 
fahrtspflege und der Jugendhilfe soll dadurch gemildert wer- 
den, daß die Teilzeitarbeit in diesen Berufen attraktiver ge- 
macht wird. 


B. Lösung 

Pflegerische und erzieherische Tätigkeiten innerhalb eines nach 
oben begrenzten Verdienstrahmens sollen durch besondere 
Regelungen in der Sozialversicherung gefördert werden: 

a) Die bisherige Krankenkasse kann beibehalten werden. 

b) Unter bestimmten Voraussetzungen ist eine Befreiung von 
der Krankenversicherungspflicht möglich. 

c) Die Arbeitgeber tragen die Beiträge zur Sozialversicherung 
und zur Bundesanstalt für Arbeit allein. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Horten, Frau Schroeder (Det- 
mold), Frau Stommel, Maucher und der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Förderung sozialer 

Hilfsdienste 

— Drucksache VI/485 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Eilers 


I. Allgemeiner Teil 

1 . 

Der von der Fraktion der CDU/CSU am 9. März 
1970 vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Förde- 
rung sozialer Hilfsdienste wmrde in der 45. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 22. April 1970 feder- 
führend an den Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung, zur Mitberatung an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und an den Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 
Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf den Organisationen der Schwestern- 
verbände, der Deutschen Krankenhausgesellschaft, 
den Verbänden der Freien Wohlfahrtsverbände, der 
leitenden Krankenhausärzte und der Sozialversiche- 
rungsträger sowie den Sozialpartnern zur Stellung- 
nahme übersandt und gemeinsam mit dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit am 23. Septem- 
ber 1970 Sachverständige gehört. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat die Vorlage am 29. April 1970 
und am 4. März 1971 beraten und folgende Empfeh- 
lung an den federführenden Ausschuß beschlossen: 

„Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
bejaht das Anliegen des Gesetzes, die Gewinnung 
von zusätzlichen Kräften zu erleichtern, die das Fach- 


' personal in Krankenhäusern und sozialen Anstalten 
I und Einrichtungen entlasten können. 

I Nachdem der Bericht über die Beschäftigungslage 
I von Arbeitskräften in Krankenanstalten des Instituts 
I für sozioökonomische Strukturforschung in Köln vom 
1 September 1970 den Mangel an Pflegekräften in 
i allen Sparten sowie die Tatsache bestätigt hat, daß 
I examinierte Pflegekräfte in erheblichem Umfang 
noch mit Arbeiten, die Hilfskräfte ausführen könn- 
ten, beschäftigt sind, und nach der Anhörung von 
Sachverständigen sollten nach Meinung des Aus- 
schusses die Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
darauf ausgerichtet werden, noch vorhandene Ar- 
beitskräftereserven auszuschöpfen und vor allem 
Frauen, die für eine Teilzeitbeschäftigung zur Ver- 
fügung stehen, die Arbeitsaufnahme attraktiver zu 
machen. 

Deshalb wird der federführende Ausschuß gebe- 
ten, 

1. die in § 1 vorgesehene Begrenzung des Entgelts 
für soziale Hilfsdienste nochmals zu überprüfen, 
j da nach Meinung der Sachverständigen die vor- 
I geschlagene Regelung nicht ausreicht; 

I 2. im übrigen den Gesetzentwurf zu überprüfen, 
1 soweit es den Kreis der anzusprechenden Kräfte 
, und die übrigen Betragsgrenzen angeht." 
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Der Gesetzentwurf wurde im federführenden Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung außer der Sach- 
verständigenanhörung am 23. September 1970 (ge- 
meinsam mit dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit) in seinen Sitzungen am 9. Juni und 
1. Dezember 1971 behandelt und in der diesem Be- 
richt angefügten Fassung beschlossen. 

2 . 

Mit dem auf drei Jahre befristeten Gesetz soll der 
Versuch gemacht werden, für Personen, die bisher 
in keinem Arbeitsverhältnis stehen, durch Erleich- 
terungen in der Sozialversicherung Anreiz zur Auf- 
nahme einer Teilzeitbeschäftigung im pflegerischen 
und erzieherischen Bereich zu bieten. Diese Personen 
können die Mitgliedschaft bei der Krankenkasse, bei 
der sie zuletzt versichert waren oder bei der für 
sie Anspruch auf Familienhilfe bestand, beibehalten. 
Bei ausreichender privater Krankenversicherung 
werden sie auf Antrag von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung freigestellt. 
Die Beiträge zur Sozialversicherung und zur Bundes- 
anstalt für Arbeit tragen die Arbeitgeber allein. 

Um der Personalnot in den pflegerischen und er- 
zieherischen Berufen zu begegnen, bedarf es darüber 
hinaus nach der einhelligen Meinung sowohl des 
federführenden Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung als auch des mitberatenden Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit einer Vielzahl auf- 
einander abgestimmter und einander ergänzender 
Maßnahmen, wobei sowohl die Bundesregierung wie 
die Länder und Gemeinden, die Träger der Einrich- 
tungen, die Tarifpartner, die Verbände der Kranken- 
schwestern und -pfleger, die Bundesanstalt für Ar- 
beit und andere Stellen angesprochen sind. 

Folgende Vorhaben sind nach Ansicht des Aus- 
schusses besonders vorrangig; 

a) Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Auf- 
stiegsmöglichkeiten. Der Ausschuß erwartet, daß 
die Tarifpartner und alle Beteiligten ihre Bemü- 
hungen in dieser Richtung fortsetzen und mög- 
lichst noch verstärken. 

b) Verbesserung der inneren Struktur der Einrich- 
tungen entsprechend den Ergebnissen neuerer 
Untersuchungen. Hier kommt es vor allem dar- 
auf an, 

die Arbeitszeitregelungen (z. B. durch Einfüh- 
rung von Schichtplänen) zu verbessern und den 
praktischen Bedürfnissen der Beschäftigten an- 
zupassen sowie notwendige Überstunden an- 
gemessen abzugelten, 

die Pflegeberufe durch die Möglichkeit des 
Wechselns zwischen einzelnen Abteilungen 
attraktiver zu machen, 

das Pflegepersonal ausbildungsgerecht zu be- 
schäftigen und examinierte Kräfte von Hilfs- 
tätigkeiten freizustellen, 

das Arbeitsklima zu verbessern, indem z. B. 
nach dem Abbau überholter Strukturen die Be- 
strebungen zur Kooperation und zur Übertra- 
gung eigenverantwortlicher Mitarbeit verstärkt 
werden. 


vermehrt Teilzeitarbeitsplätze für Pflegekräfte 
zu schaffen, 

das Angebot an angemessenen — auch fami- 
liengerechten — Wohnmöglichkeiten zu erhö- 
hen und vom Zwang zu geschlossener Unter- 
bringung abzusehen 

frühere Pflegekräfte, die jetzt durch familiäre 
Verpflichtungen gebunden sind, durch ver- 
mehrte Einrichtung von Kinderstätten und Kin- 
dertagesstätten zurückzugewinnen. 

c) Schaffung leistungsfähiger Bildungseinrichtungen 
in ausreichender Zahl. 

d) Ausschöpfung der beschäftigungspolitischen Hil- 
fen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, insbe- 
sondere 

verstärkte Berücksichtigung der pflegerischen 
und erzieherischen Berufe durch die Berufs- 
und Arbeitsberatung der Bundesanstalt für Ar- 
beit, vor allem bei männlichen Kräften, 

Wiedereingliederungslehrgänge, 

innerbetriebliche Anpassungsmaßnahmen (Ge- 
währung von Einarbeitungszuschüssen), 

berufliche Umschulungsmaßnahmen, 

Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
(z. B. Übernahme der Kosten für Fahrten zum 
Arbeitsplatz, für Arbeitsausrüstung und für 
sonstige Hilfsmittel). 

e) Sonstige Maßnahmen, um den Anreiz zur Auf- 
nahme einer pflegerischen oder erzieherischen 
Tätigkeit zu erhöhen, nämlich 

Erweiterung der Beihilfeberechtigung im öf- 
fentlichen Dienst für den Fall, daß Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
in Anspruch genommen werden, 

Änderung von Rechtsvorschriften, die sich hem- 
mend auswirken können, z. B. Änderung der 
Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder, um nachteilige Folgen in der 
Altersversorgung von weiblichen Kräften im 
öffentlichen Dienst auszuschließen, die nach 
dem sechzigsten Lebensjahr nur noch eine Teil- 
zeitbeschäftigung ausüben oder eine pflege- 
rische oder erzieherische Tätigkeit in einer 
nicht der VBL angeschlossenen Einrichtung 
übernehmen. 

f) Öffentlichkeitsarbeit unter Berücksichtigung 
neuester Forschungsergebnisse, insbesondere 

intensive Berufsaufklärung der Bundesanstalt 
für Arbeit, Werbung der Bedarfsträger und 
Verbände um Nachwuchs und ältere Kräfte (mit 
verstärkten Hinweisen auf Möglichkeiten und 
Vorteile einschließlich der Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen sowie der Förderungs- 
möglichkeiten), 

Aufklärungsarbeit in den Einrichtungen selbst, 
das vorhandene Personal wirkungsvoller zu 
beschäftigen und neues zu gewinnen (z. B. 
durch Schicht- und Teilzeitarbeit, Gewinnung 
von Zeitpersonal, Entlastung der Fachkräfte). 
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II. Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Unverändert aus Drucksache VI/485. 

Eine Anpassung der oberen Verdienstgrenze an 
die jeweilige Lohnsituation ergibt sich aus der Dyna- 
misierung der Beitragsbemessungsgrenze in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung (vgl. Empfehlung des 
mitberatenden Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit vom 4. März 1971). 

Zu §2 

Unverändert aus Drucksache W485. 

Zu §3 

Durch die Änderung des Absatzes 1 wird klarge- 
stellt, daß ein dem Schutz der gesetzlichen Kranken- 
versicherung vergleichbarer privater Krankenver- 
sicherungsschutz vorliegen muß (s. auch §§ 173 a, 
173 b und 405 der Reichsversicherungsordnung). 

Absatz 2 unverändert aus Drucksache Vl/485. 

Zu §§ 4 bis 6 

Unverändert aus Drucksache Vl/485. 

Zu §7 

Der Ausschuß sah einstimmig davon ab, die Be- 
freiung von der Rentenversicherungspflicht zuzulas- 
sen, da dies mit dem Bestreben, allen Erwerbstätigen 
sozialen Schutz zu gewähren, nicht vereinbar sei und 
die Chancen für eine eigenständige soziale Siche- 
rung der Frau vermindere. 


Dagegen sollen die Arbeitgeber den Beitrag zur 
gesetzlichen Rentenversicherung allein tragen. Satz 2 
stellt sicher, daß die Beitragshälfte, die dem Arbeit- 
nehmeranteil entspricht, auch bei der Rentenberech- 
nung als rentenversichertes Entgelt berücksichtigt 
wird. 

Zu §8 

Die Vorschrift ist nicht übernommen worden, da 
i sie eine über den Rahmen dieses Gesetzes hinaus- 
; gehende Änderung der Reichsversicherungsordnung 
zur Folge hätte, überdies § 173 RVO als solcher 
problematisch ist und daher im Zusammenhang mit 
' der Weiterentwicklung der sozialen Krankenver- 
I Sicherung überprüft werden soll. 

i 

I Zu §9 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit diesem Vor- 
schlag befaßt. Trotz des Anreizes, den der vorge- 
schlagene Freibetrag für die Aufnahme einer Hilfs- 
diensttätigkeit haben kann, hat er sich gegen die 
I Vorschrift ausgesprochen, weil sie einen schwerwie- 
genden Einbruch in die Anrechnungsvorschriften 
öffentlicher Leistungssysteme bedeuten würde. 

Zu §10 

Unverändert aus Drucksache Vl/485. 

Zu §11 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1972 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 1974 außer Kraft treten. 

Die Worte „mit Ausnahme des § 8" entfallen, da 
§ 8 gestrichen wird. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Frau Eilers 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/485 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 1. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Frau Eilers 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Horten, Frau Schroeder (Detmold), 
Frau Stommel, Maucher und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Förderung sozialer 

Hilfsdienste 

— Drucksache VI/485 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung sozialer Hilfsdienste 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung sozialer Hilfsdienste 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 § 1 

Soziale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes unverändert 

sind pflegerische und erzieherische Tätigkeiten bei 
Einrichtungen und Anstalten der Wohlfahrtspflege 
oder der Gesundheits- oder Jugendhilfe, die von 
Personen über 18 Jahre verrichtet werden, deren 
Entgelt für diese Tätigkeit monatlich ein Fünftel 
und je Arbeitsstunde 0,25 vom Hundert der für 
Monatsbezüge in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten jeweils geltenden Bei- 
tragsbemessungsgrenzen nicht übersteigt. 


§ 2 § 2 

Als Einrichtungen oder Anstalten, bei denen unverändert 

soziale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes ver- 
richtet werden können, sind zugelassen 

1. die Anstalten und Einrichtungen der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie, nach 
näherer Bestimmung der Länder sonstige Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts; 

2. die Anstalten und Einrichtungen der Freien 
Wohlfahrtspflege im Sinne des § 8 Abs, 2 der 
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1592); 

3. andere Krankenanstalten, welche die Voraus- 
setzungen des § 10 Abs. 2 und 3 der unter Num- 
mer 2 genannten Verordnung erfüllen. 
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Entwurf 
§ 3 

(1) Wer soziale Hilfsdienste im Sinne dieses 
Gesetzes leistet, wird auf Antrag von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung 
befreit, wenn er bereits bei einem anderen Kran- 
kenversicherungsunternehmen versichert ist. 


(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Be- 
ginn des Beschäftigungsverhältnisses bei der zu- 
ständigen Krankenkasse zu stellen. Die Befreiung 
wirkt vom Beginn des Beschäftigungsverhältnisses 
an; sie kann nicht widerrufen werden. 

§ 4 

Versicherte, die soziale Hilfsdienste im Sinne des 
Gesetzes verrichten, können die Mitgliedschaft bei 
der Kasse beantragen, bei der sie bis zur Aufnahme 
ihrer Beschäftigung versichert waren oder bei der 
bis zu diesem Zeitpunkt für sie ein Anspruch auf 
Familienkrankenpflege bestand. 

§ 5 

(1) Für die nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der 
Reichsversicherungsordnung Versicherten, die sozi- 
ale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes verrichten, 
trägt der Arbeitgber den Beitrag zur gesetzlichen 
Krankenversicherung allein. 

(2) Für einen Versicherten, der soziale Hilfs- 
dienste im Sinne dieses Gesetzes verrichtet und ge- 
mäß § 3 Abs. 1 auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung be- 
freit ist, hat der Arbeitgber den Beitragsanteil, den 
er entrichten müßte, wenn der Versicherte ver- 
sicherungspflichtig wäre, unmittelbar an den Ver- 
sicherten bei der Lohn- und Gehaltszahlung abzu- 
führen. 

§ 6 

Für Arbeitnehmer, die soziale Hilfsdienste im 
Sinne dieses Gesetzes verrichten und nach § 168 
Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitrags- 
pflichtig sind, trägt der Arbeitgeber die Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit allein. 


§ 7 

Versicherte, die soziale Hilfsdienste im Sinne die- 
ses Gesetzes verrichten, sind in dieser Beschäftigung 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen auf An- 
trag versicherungsfrei. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 3 

(1) Wer soziale Hilfsdienste im Sinne dieses Ge- 
setzes leistet, wird auf Antrag von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung befreit, wenn er bereits bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen versichert ist 
und für sich und seine Angehörigen, für die ihm 
Familienhilfe zusteht, Vertragsleistungen erhält, die 
der Art nach den Leistungen der Krankenhilfe ent- 
sprechen, 

(2) unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Für die nach § 1227 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 2 Nr. 1 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes und § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes Versicherten, die soziale Hilfs- 
dienste im Sinne dieses Gesetzes verrichten, trägt 
der Arbeitgeber den Beitrag zur Rentenversicherung 
allein. Die Beiträge sind vom Lohn oder Gehalt zu- 
züglich eines Betrages von 8^/2 vom Hundert, vom 
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Entwurf 


§ 8 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

ln § 173 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Auf ihren Antrag werden von der Ver- 
siehe rungspflicht auch Hinterbliebene der in Ab- 
satz 1 und der in § 169 Abs. 1 genannten Personen 
befreit, wenn sie und ihre unter achtzehn Jahre 
alten Kinder von den in Absatz 1 genannten Stel- 
len Hinterbliebenenversorgung erhalten." 

§ 9 

Vom Entgelt für soziale Hilfsdienste im Sinne 
dieses Gesetzes bleibt bei der Feststellung der 
Voraussetzungen und der Berechnung von Leistun- 
gen der gesetzlichen Rentenversicherung, von Ver- 
sorgungsleistungen nach Beamtenrecht und Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes, der Kriegsopferversor- 
gung, des Lastenausgleichs und ähnlicher Leistungen 
zusätzlich zu den jeweiligen gesetzlichen Freibeträ- 
gen ein Betrag von 100 Deutsche Mark unberück- 
sichtigt. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 2 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Die Vor- 
schriften des Gesetzes zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres bleiben davon unberührt. 
Das Gesetz tritt mit Ausnahme des § 8 mit Ablauf 
des . . . außer Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. Januar 1973 von 9 vom Hundert zu berechnen; der 
Gesamtbetrag gilt als Entgelt im Sinne der Renten- 
versicherung. 

§ 8 

entfällt 


§ 9 

entfällt 


§ 10 

unverändert 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. Die 
Vorschriften des Gesetzes zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres bleiben davon unberührt. 
Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1974 
außer Kraft. 
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